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Vorwort.

Der Weltkrieg bringt auf dem wirtschaftlichen
Gebiete gewaltige Umwälzungen mit sich. Auf die
privatrechtlichen Verhältnisse räumt das deutsche
Gesetz dem Krieg nur einen geringen Einfluß ein.
In Deutschland gilt trotz aller Gefahren und Nöten
des Krieges mit zahlreichen Feinden nach wie vor
der Grundsatz: Recht muß Recht bleiben. Nur
in Ermangelung allgemeiner Vorschriften tritt die
Sondergesetzgebung ein. Schon gleich nach der
gegen uns heraufbeschworenen Kriegserklärung ist
auch die juristische Mobilmachung durch Erlaß ins-
besondere des Reichsgesetzes vom 4. August 1914

zum Schutz der infolge des Krieges an der Wahr-
nehmung ihrer Rechte behinderten Personen sowie
durch die gleichzeitig oder unmittelbar darauf erfolgte
Bekanntmachung einer Reihe von Bundesratsverord-
nungen vor sich gegangen. Von tief einschneidender
Bedeutung sind die Vorschriften über Hemmung der
Verjährung und der Ausschlußfristen, über Unter-
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brechung und Aussetzung des Verfahrens, gerichtliche
Bewilligung von Zahlungsfristen, Beschränkung der
Zwangsvollstreckung und der Konkurseröffnung gegen
Kriegsteilnehmer. Ich habe es mir daher zur Auf—
gabe gestellt und versucht, kurz und übersichtlich
darzustellen, wie sich die Rechtslage unter Berück-
sichtigung dieser durch die Kriegslage notwendig ge-
wordenen außerordentlichen Gesetze gestaltet.

Möge die hiermit der Offentlichkeit übergebene
kleine Schrift dem Laien willkommen und dem prak-
tischen Juristen bei der Anwendung der neuen ge-
setzlichen Vorschriften von Nutzen sein.

Cöln am Erinnerungstag von Sedan,

den 2. September 1914.

Lict.
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I. Prozeßrechtliche Vorschriften.
1. Hemmung der Verjährungs= und Ausschlußfristen.

Die Verjährungsfrist läuft auch während des
Kriegszustandes. Durch das Reichsgesetz vom 4. August
1914 ist aber während des Krieges die Vexjährung
von Ansprüchen gehemmt, wenn der Schuldner oder
Gläubiger Kriegsteilnehmer ist oder wenn der Schuld-
ner oder Gläubiger nicht prozeßfähig und sein gesetz-
licher Vertreter (Vater, Mutter), Kriegsteilnehmer ist.

Zu den Kriegsteilnehmern gehören alle Personen,
die irgendwie zur mobilen oder gegen den Feind
verwendeten Land= und Seemacht gehören und ein-
gezogen sind, einerlei ob zum Dienst mit oder ohne
Waffen; ferner Personen der freiwilligen Kranken-
pflege, wenn diese mit ausdrücklicher oder stillschwei-
gender Zustimmung der zuständigen Stelle bei einem
mobilen Truppenteile geleistet wird; auch diejenigen
Personen, welche aus Anlaß der Kriegsführung des
Reichs sich im Ausland aufhalten, namentlich auch
die für die Zivilverwaltung des in deutschem Besitz
befindlichen Teiles des Königreichs Belgien ernannten
Beamten. Endlich fallen unter die Kriegsteilnehmer
diejenigen Personen, welche als Kriegsgefangene oder
Geisel sich in der Gewalt des Feindes befinden, sowie
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2 I. Prozeßrechtliche Vorschriften.

auch diejenigen Deutschen, welche aus dem Auslande
ihre Heimat nicht mehr haben erreichen können oder
auf der Reise nach ihrer deutschen Heimat begriffen,
im Ausland festgehalten werden.

Auf juristische Personen findet das Gesetz
vom 14. August 1914 keine Anwendung. Auch die
Einberufung des alleinigen Geschäftsführers einer
Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder des Vor-
standes einer Aktiengesellschaft ist somit ohne jeden
Einfluß.

Auf die offenen Handelsgesellschaften wird
das Gesetz nur dann anwendbar sein, wenn alle
zur Vertretung berechtigte Gesellschafter in Wahr-
nehmung ihrer Rechte infolge des Krieges behindert
sind.

Die Hemmung der Verjährung beginnt mit der
Verkündung des Gesetzes vom 4. August 1914,
wenn bereits zu diesem Zeitpunkte das maßgebende
Verhältnis begründet ist, im andern Falle erst mit
dem Zeitpunkt, in welchem dieses Verhältnis eintritt.
Ebenso hört die Hemmung mit der Beendigung des
maßgebenden Verhältnisses, spätestens aber mit der
Beendigung des Kriegszustandes auf. Von diesem
Zeitpunkte ab läuft die von der Hemmung begonnene
Verjährung weiter.

Der Zeitpunkt, in welchem der Kriegszustand als
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beendet anzusehen ist, wird durch Kaiserliche Verord-
nung bestimmt.

Die Ausschlußfristen sind den Verjährungs-
fristen gleichgestellt und gelten fürsie die gleichen Grund-
sätze, welche für die Hemmung der Verjährung maß-
gebend sind. Fristen, welche hier in Betracht kommen,
sind z. B. die Anfechtungsfrist wegen arglestiger
Täuschung oder widerrechtlicher Drohung, die sechs-
monatige Frist für die Erhebung der Ehescheidungs-
klage, die Ausschlagungsfrist bei der Eröffnung einer
Erbschaft.

2. Unterbrechung und Aussetzung des Verfahreus.

Die Tätigkeit der Gerichte ist nicht unterbrochen;
sie geht voran wie in Friedenszeiten. Die Anhängig-
machung eines Prozesses vor den ordentlichen Ge-
richten, Gewerbe= und Kaufmannsgerichten für oder
gegen eine zum Kriegsdienst einberufene Person ist
zulässig und wirksam. Jedoch tritt mit dem Augen-
blick des Anhängigwerdens für die Dauer des Kriegs-
zustandes die Unterbrechung ein, wenn der Kriegs-
teilnehmer nicht durch einen gesetzlichen Vertreter
oder durch eine andere Person (Rechtsanwalt oder
sonstigen Bevollmächtigten) vertreten ist. Die Unter-
brechung tritt auch dann ein, wenn Kläger oder Be-
klagter eine nicht prozeßfähige Person, also minder-

1*



4 I. Prozeßrechtliche Vorschriften.

jährig oder entmündigt und ihr gesetzlicher Ver-
treter Kriegsteilnehmer ist. In diesem letzteren Falle
kann aber, wenn die nicht prozeßfähige Person Be-
klagter ist, und wenn mit der Unterbrechung Gefahr
für den Kläger oder den Beklagten verbunden ist,
das Prozeßgericht auf Antrag des Klägers oder des
Beklagten der nicht prozeßfähigen Person einen Ver-
treter bestellen, und dieser Vertreter muß den Prozeß
dann durchführen, er kann Aussetzung nicht beantragen.

Wenn nach Vorstehendem eine Unterbrechung des
Verfahrens eintreten soll, ist es von Wichtigkeit, daß
Angehörige oder Bekannte des Kriegsteilnehmers dem
Gericht rechtzeitig, also vor oder in dem Verhand-
lungstermine mitteilen und glaubhaft machen, daß
die Partei Kriegsteilnehmer ist. Denn das Gericht
kann die Kriegsteilnehmer nicht kennen. Weil die
allgemeine Wehrpflicht mit dem vollendeten 17. Lebens-
jahre beginnt und bis zum vollendeten 45. Lebens-
jahre dauert, so spricht die Vermutung dafür, daß
jede bei Gericht nicht erschienene Partei als Kriegs-
teilnehmer anzusehen ist und machen deshalb die
Gerichte von der zulässigen Anordnung der Aussetzung
des Verfahrens den ausgedehntesten Gebrauch. Bei
dem Widerspruch des erschienenen Antragstellers auf
Aussetzung des Verfahrens verlangt das Gericht von
der erschienenen Partei vielfach den Nachweis oder
wenigstens die Glaubhaftmachung, daß die nicht er-
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schienene Partei Nichtkriegsteilnehmer ist. Dieser
Nachweis kann aber von der zur Verhandlung be—
reiten Partei kaum erbracht werden. Denn die Be—
hörden, wie Einwohnermeldeämter, Polizei- und
Bürgermeisterämter, sowie Gemeindebehörden befinden
sich namentlich in größeren Städten, selbst nicht immer
in der Lage, eine richtige Auskunft darüber zu geben,
ob der Angefragte Kriegsteilnehmer ist, halten sich
aber auch vielfach zur Erteilung einer derartigen
Auskunft für nicht verpflichtet. Angebrachter wäre
es daher, derjenigen Partei, welche sich auf die
Kriegsteilnehmerschaft beruft, aufzugeben, die Richtig-
keit ihrer Angabe glaubhaft zu machen. Denn der
an dem Kriege teilnehmenden Partei oder deren
Angehörigen ist es ein Leichtes, durch Vorlage des
Gestellungsbefehls oder einer Bescheinigung der Mili-
tärbehörde diese Glaubhaftmachung zu erbringen,
während die Gegenpartei meistens nur mit Schwierig-
keiten und Kosten eine derartige Auskunft sich ver-
schaffen kann.

Hat der Kriegsteilnehmer, der selbst Kläger oder
Beklagter ist, einen Prozeßvertreter, gesetzlichen oder
andern Vertreter, dann geht das Verfahren
zunächst weiter; der Prozeßvertreter des Kriegsteil-
nehmers kann aber die Aussetzung des Verfahrens
beantragen und muß das Gericht diesem Antrage
stattgeben.
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Vertreter im Sinne des Gesetzes ist vor allem
der gesetzliche Vertreter einer unter elterlicher Ge-
walt oder Vormundschaft oder Pflegschaft stehenden
Person. Dann auch der Prokurist, nicht aber auch
der Handlungsbevollmächtigte. Inwieweit ein General-
bevollmächtigter zur Vertretung im Prozesse be-
fugt ist, ist nach dem Inhalte der Vollmacht zu
entscheiden.

In dem Gesetze vom 4. August 1914 sind nur
die ordentlichen Gerichte, die Kaufmanns= und Ge-
werbegerichte erwähnt. Zu den ordentlichen Gerichten
gehören aber auch die in den Konsulargerichtsbezirken
und in den Schutzgebieten bestellten Gerichte, weil
ihnen vom Reiche die Ausübung der Gerichtsbarkeit
für ihre Bezirke übertragen ist.

3. Gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfristen.
Der Kriegszustand allein gewährt keinen Zahlungs-

aufschub und ist für das Deutsche Reich von dem
Erlaß eines allgemeinen Moratoriums Abstand ge-
nommen worden. Dagegen wurden eine Anzahl von
besonderen Maßnahmen getroffen, die besonderen
Verhältnissen Rechnung tragen sollen. Der Bundes-
rat hat auf Grund des Gesetzes über seine Ermäch-
tigung zu wirtschaftlichen Maßnahmen und über
die Verlängerung von Fristen des Wechsel= und
Scheckverkehrs im Falle kriegerischer Ereignisse vom
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4. August 1914 durch Verordnung vom 7. August
1914 die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs—
fristen eingeführt.

Bei Geld forderungen, die vor dem 31. Juli
1914 entstanden sind und über die noch nicht durch
Urteil rechtskräftig entschieden ist, kann das Prozeß-
gericht auf Antrag des Beklagten eine mit
der Verkündung des Urteils beginnende Zahlungs-
frist von längstens drei Monaten in dem Urteil
bestimmen. Auch Ratenzahlungen für die genannte
Frist können im Urteil bewilligt werden, und zwar
mit der Maßgabe, daß die letzte Rate längstens nach
drei Monaten fällig wird, also z. B. dahin, daß ein
Drittel nach einem Monat, ein Drittel nach zwei
Monaten, der Rest nach drei Monaten zu zahlen
ist. Der Zinsenlauf bleibt unberührt; es werden
nur die Folgen des Verzuges aufgehoben. Der
Antrag ist zulässig bis zum Schlusse der Verhand-
lung, auf welche das Urteil ergeht.

Zu den Geldforderungen gehören auch Ansprüche
auf wiederkehrende Leistungen, wie Miet= und
Hypothekenzinsen, die sich auf Verträge gründen,
deren Abschluß vor dem 31. Juli 1914 erfolgt ist.

Das Gericht hat zu prüfen, ob eine Zahlungs-
frist nach den Verhältnissen des Schuldners und nach
denen des Gläubigers angebracht ist. Da die Be-
stimmung ganz allgemein, also nicht nur für Kriegs-
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teilnehmer gilt, so kommen bei der Beurteilung der
Lage des Schuldners nicht nur Ereignisse in Be-
tracht, die mit dem Kriege in unmittelbarem Zu-
sammenhang stehen. So werden z. B. einem Be-
amten, weil derselbe während der Kriegszeit in der
Regel das Gehalt weiter bezieht, Zahlungsfristen
nicht zu bewilligen sein, wenn weder er selbst noch
seine Familienmitglieder durch den Krieg betroffen
werden.

Andererseits darf die Frist dem Gläubiger keinen
unverhältnismäßigen Nachteil bringen. Zu berück-
sichtigen ist dabei, ob der Gläubiger nicht selbst durch
die Stundung außerstande gesetzt wird, sei.
Verbindlichkeiten zu genügen. Die Behauptungen-
die den Antrag begründen, sind deshalb glaubhaft
zu machen. :

Das Gericht kann eine vom Beklagten zu leistende
Sicherheit, also Hinterlegung von Geld, Wert=
papieren oder anderen Sachen, Verpfändung von
Sachen, Hypothekenbestellung, Bestellung von Bürgen
u. dgl. anordnen.

In dem Urteil ist über den Antrag auf Frist-
bewilligung zu entscheiden. Die Rechtsmittel bezüg-
lich dieser Entscheidung sind die für das betreffende
Urteil an sich gegebenen.

Der Schuldner kann auch bei diesen Geldforde-
rungen, die vor dem 31. Juli 1914 entstanden sind
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und über die noch nicht rechtskräftig entschieden ist,
falls er die Forderung an sich anerkennt,
den Gläubiger lediglich zur Verhandlung über die
Bewilligung einer solchen Zahlungsfrist von Amts
wegen vor das Gericht laden lassen, und zwar ohne
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes, also
auch bei Forderungen über 600 Mark vor das
Amtsgericht, vor dem der Gläubiger seinen all-
gemeinen Gerichtsstand hat. Der Gerichtsstand ist
aber kein ausschließlicher und unterliegt also der
stillschweigenden oder ausdrücklichen Vereinbarung.
Erscheint der Gläubiger nicht, so kann der Schuldner
un Versäumnisurteil, sondern nur einen neuen
Termin beantragen. Anerkenntnisurteil kann er-
gehen, auch wenn der Antrag auf Fristbewilligung
abgelehnt wird.

Die Gerichtskosten — nicht die Anwaltskosten —

eines solchen Urteils fallen bei Forderungen unter
100 Mark ganz weg und sind bei Forderungen über
100 Mark auf die Hälfte ermäßigt.

Diese Vorschriften gelten nur für inländische
Gläubiger.

Mit Rücksicht auf die für einen großen Teil des
Auslandes angeordneten Moratorien hat der
Bundesrat am nämlichen 7. August 1914 eine
weitere Verordnung erlassen, nach der vom Aus-
lande aus vermögenerechtliche Ansprüche, die vor
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dem 31. Juli 1914 entstanden sind, bis zum
31. Oktober 1914 vor inländischen Gerichten
nicht geltend gemacht werden können (sogenanntes
Gegenmoratorium). Bereits anhängige Prozeße über
solche Ansprüche werden bis zum 31. Oktober 1914
unterbrochen. Diese Vorschrift gilt auch für Deutsche,
die im Ausland wohnen, ohne Rücksicht auf ihre
Staatsangehörigkeit. Ausgenommen sind aber solche
Ansprüche, die im Betriebe einer inländischen
Niederlassung entstanden sind; solche Ansprüche
können wie Ansprüche inländischer Gläubiger geltend
gemacht werden.

Unbeschadet dieser Befugnis, Zahlungsfristen zu
bewilligen, kann nach einer weiteren Bekanntmachung
des Bundesrats vom 18. August 1914 das Prozeß-
gericht auf Antrag des Schuldners im Urteil an-
ordnen, daß die besonderen Rechtsfolgen, die wegen
der Nichtzahlung oder der nicht rechtzeitigen Zah-
lung einer vor dem 31. Juli 1914 entstandenen
Geldforderung nach Gesetz oder Vertrag eingetreten
sind oder eintreten (Verpflichtung zur Räumung
wegen Nichtzahlung des Mietzinses, Fälligkeit des
Kapitals wegen Nichtzahlung der Zinsen usw.), als
nicht eingetreten gelten. Das Gericht kann auch
anordnen, daß die Folgen nur unter einer Be-
dingung, insbesondere erst nach Ablauf einer höchstens
auf drei Monate zu bemessenden Frist, eintreten.
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Unzulässig sind aber die Anordnungen, wenn die
Rechtsfolgen am 31. Juli 1914 bereits eingetreten
waren.

Wenn also z. B. auf Zahlung des am 1. August
fällig gewesenen Mietzinses von 100 Mark und
Räumung geklagt wird, so wird, wenn der Beklagte
eine Zahlungsfrist beantragt, das Urteil etwa dahin
zu erlassen sein: „Der Beklagte wird verurteilt, an
den Kläger binnen zwei Monaten von heute an ge-
rechnet 100 Mark nebst 4% Zinsen vom 1. August
1914 zu zahlen und, falls Beklagter die Zahlung
nicht bis zum 1. Oktober 1944 leistet, die Wohnung
zu räumen.“

Wird aber auf Zahlung des bereits am 1. Juli
1914 fällig gewesenen Mietzinses und auf Räumung
wegen Nichtzahlung dieses Mietzinses geklagt, so
kann zwar wegen des Mietzinses eine Zahlungsfrist
bestimmt, nicht aber wegen des Räumungsauspruches
angeordnet werden, daß die Verpflichtung des Be-
klagten zur Räumung der Wohnung wegen Nicht-
zahlung des Mietzinses nicht eingetreten sei. Ebenso
kann, wenn z. B. auf Zahlung des Hypotheken-
kapitals geklagt ist, weil die am 1. Juli 1914 fällig
gewesenen Zinsen nicht gezahlt worden sind, zwar
eine Zablungsfrist bestimmt werden, nicht aber auch
eine Anordnung, daß die besonderen Rechtsfolgen
als nicht eingetreten gelten.
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Die Verordnung ist namentlich auch für Abzah-
lungsgeschäfte von Bedeutung.

Hat der Gläubiger für seine Forderung einen
vollstreckkaren Titel, so kann der Schuldner den
Antrag, die Rechtsfolgen der Nichtzahlung oder der
nicht rechtzeitigen Zahlung zu beseitigen, durch
Einwendung gegen die Zulässigkeit der Vollstreckungs-
klausel geltend machen. Diese Bestimmung findet
aber keine Anwendung, wenn das Gericht bereits
den Eintritt der Folgen der nicht rechtzeitigen Zah-
lung ausgesprochen hat. Zulässig ist der Antrag
auch dann, wenn zwar ein Antrag auf Nichteintritt
der Folgen gestellt, aber von dem Prozeßgericht ab-
gelehnt worden ist. Auch hier kann der Schuldner
unter Anerkennung der Forderung des Gläubigers diesen
laden und sowohl den Antrag auf Bewilligung einer
Zahlungsfrist wie den Antrag auf Aussprechung des
Nichteintrittes der Folgen der nicht rechtzeitigen Zah-
lung stellen. Zuständig ist hier dasjenige Gericht, dessen
Gerichtsschreiber die Vollstreckungsklausel erteilt hat.

Gegen den Beschluß gibt es das Rechtsmittel der
sofortigen Beschwerde.

4. Verlängerung der Fristen im Wechsel= und
Scheckverkehr.

Im Wechsel= und Scheckverkehr sind die Fristen
für Handlungen, die zur Ausübung und Erhaltung
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des Anspruchs aus dem Wechsel oder Scheck er-
forderlich sind, insbesondere also die Fristen für
Präsentation und Protest beim Wechsel, die Vor-
legungsfrist beim Scheck, die Frist zur Benach-
richtigung des Vormannes bei Wechsel und Scheck,
erheblich verlängert. Die Fristen betragen jetzt
während des Kriegszustandes stets 30 Tage, einerlei,
ob es sich um einen Kriegsteilnehmer handelt oder
nicht. Die Post wartet bei den Postaufträgen diese
verlängerte Frist ab, wenn nicht auf die Rückseite
des Postauftrages ausdrücklich der Vermerk gesetzt
ist: „Sofort zum Protest ohne Rücksicht auf die
verlängerte Protestfrist.“ Die Verlängerung der
Frist gilt aber nur dann, wenn die bisherige kürzere
Frist nicht am 31. Juli 1914 schon ablief.

Ist infolge kriegerischer Ereignisse durch höhere
Gewalt, z. B. Belagerung, feindliche Besatzung von
Landesteilen, Unterbindungen des geregelten Post-
verkehrs die Vornahme wechselrechtlicher Handlungen
auch innerhalb der verlängerten Frist von 30 Tagen
nicht möglich, dann tritt eine weitere Fristverlänge-
rung bis zum Ablauf von 6 Tagen nach Wegfall des
Hindernisses ein; wenn aber diese 6 Tagettrotz sofortiger
Vornahme der Handlung nach Wegfall des Hindernisses
nicht ausreichen, dann tritt eine noch weitere Verlänge-
rung bis zur Erledigung der Handlung ein, sofern sie
ohne Zögern vorgenommen und durchgeführt wird.
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Der Ubergang von einem als höhere Gewalt an-
zusehenden Zustande zu geregelten Verhältnissen wird
sich nicht immer mit einer solchen Klarheit vollziehen,
daß über den Tag des Überganges Meinungsver-
schiedenheiten und Zweifel ausgeschlossen sind. Mit
Rücksicht hierauf hatte das Gesetz dem Gläubiger
die eben erwähnte Frist von mindestens 6 Tagen
nach Beseitigung des Hindernisses offen gelassen.
Um Streitigkeiten über die Gültigkeit des Protestes
möglichst zu vermeiden, hat der Bundesrat — einer
aus Kreisen des Handels gegebenen Anregung ent-
sprechend — nunmehr durch eine neue Verordnung
vom 29. August 1914 diese Frist noch verlängert
und sie auf zwei Wochen von Wegfall des Hinder-
nisses an ausgedehnt und für die vom Kriege am
meisten in Mitleidenschaft gezogenen deutschen Grenz-
gebiete, nämlich für Elsaß-Lothringen, Ostpreußen
und einen Teil von Westpreußen die Fristen noch
um weitere 30 Tage verlängert Die Verlängerung
bezieht sich auf alle Wechsel, die in den genannten
Bezirken zahlbar sind Von der Provinz West-
preußen sind folgende Kreise berücksichtigt worden:
Marienburg, Elbing (Stadt und Land), Löbau, Kulm,
Briesen, Strasburg, Thorn (Stadt und Land).

Eine weitere Vorschrift dieser neuesten Verord-
nung des Bundesrates betrifft die Notifikations-
fristen. Nach Art. 45 der Wechselordnung hat,
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wenn wegen der Nichtzahlung eines Wechsels Protest
erhoben worden ist, der Inhaber des protestierten
Wechsels die Pflicht, seinen Vormann innerhalb
zweier Tage nach dem Tage der Protesterhebung
von der Nichtzahlung des Wechsels schriftlich zu be-
nachrichtigen Dieser hat die Nachricht binnen einer
entsprechenden Frist an seinen Vormann weiterzu-
geben und so fort. Mit Bezug hierauf hat der
Bundesrat in der neuen Verordnung ausdrücklich vor-
gesehen, daß die Notifikationsfristen nicht etwa auch
ihrerseits um 30 Tage oder 60 Tage verlängert
werden. Die Notifikation muß also, nachdem der
Protest innerhalb der um 30 oder 60 Tage ver-
längerten Frist erhoben worden ist, binnen zwei
Tagen nach der Protesterhebung erfolgen, es sei
denn, daß ihre Vornahme im einzelnen Fall durch
höhere Gewalt verhindert ist.

Die Fälligkeit aller Wechsel, die im Ausland
vor dem 31. Juli 1914 ausgestellt worden sind
und die am 31. Juni noch nicht verfallen waren,
ist um drei Monate hinausgeschoben worden. Diese
Maßregel ist im Ausgleich großer Unbilligkeiten im
Verhältnis zum Auslande erforderlich gewesen; es
wird dadurch vermieden, daß die am Auslands-
handel beteiligten inländischen Firmen durch Protest-
erhebungen und Wechselklagen auf Grund auslän-
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discher Wechsel geschädigt werden, während sie um-
gekehrt im Auslande nicht protestieren lassen können.
Übrigens haben die deutschen Großbanken und Bank-
häuser es im vaterländischen Interesse bereits ab-
gelehnt, ihnen aus dem Ausland (auch dem be-
freundeten oder neutralen) zugehende Wechsel auf
Deutschland einschließlich eigener Akzepte zu diskon-
tieren oder zum Einzug zu übernehmen, sofern sie Giro
aus einem mit Deutschland im Kriegszustand be-
findlichen Land tragen, weil die englischen und
französischen Banken grundsätzlich die Diskontierung
und die Einziehung von Wechseln auf England und
Frankreich ebenfalls ablehnen, sofern sie ein deutsches
Giro tragen, auch dann, wenn solche Wechsel von
deutschen Firmen in das neutrale Ausland giriert
waren. Das Vorgehen der deutschen Banken ist
eine berechtigte Abwehr der Maßnahmen unserer
Feinde.

Um die in den beteiligten Kreisen aufgetauchten
Zweifel darüber zu beseitigen, wie es mit der Ver-
zinsung der im Auslande vor dem 31. Juli 1914
ausgestellten und im Inlande zahlbaren Wechsel,
deren Fälligkeiten um drei Monate hinausgeschoben
werden, zu halten sei, hat der Bundesrat ausdrück-
lich bestimmt, daß sich bei diesen Wechseln die
Wechselsumme um 6% jährlicher Zinsen für drei
Monate erhöht, mit andern Worten, daß der Wechsel
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von dem ursprünglichen Fälligkeitstage
an zu verzinsen ist. Die Vorschrift gilt sowohl
gegenüber den Akzeptanten wie auch gegenüber den
Regreßpflichtigen. Nach dem Bankgesetz darf die
Reichsbank nur solche Wechsel diskontieren und zur
Deckung von Noten verwenden, die abgesehen von
andern Erfordernissen, eine Verfallzeit von höchstens
drei Monaten haben. Das gleiche gilt auch für
Privatnotenbanken. Um klar zu stellen, daß die
Diskontierung der durch die Verordnung prolongierten
Wechsel durch die Reichsbank usw. zulässig bleibt,
hat der Bundesrat auch hierüber eine Bestimmung
erlassen.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die im
vorhergehenden Abschnitt 3 über die gerichtliche Be-
willigung von Zahlungsfristen aufgeführten Vor-
schriften auch für den gesamten Wechselverkehr
gelten.

5. Neuerungen im Zwangsvollstreckungsverfahren.
Die Vornahme der Zwangsvollstreckung, z. B.

aus einem vor Ausbruch des Krieges oder wäh-
rend des Krieges erlangten vollstreckbaren Urteil
oder aus einer sonstigen vollstreckbaren Urkunde
ist an sich zulässig. Insbesondere sind die Pfän-
dung beweglicher körperlicher Sachen, die An-
ordnung der Zwangsversteigerung und Zwangsver-

Licht, Die Kriegsgesetze für Laien und Juristen. 2
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waltung eines Grundstücks, die Zwangsvollstreckung
in Geld und in Forderungen unter den gesetzlich
vorgeschriebenen Beschränkungen zulässig. Das Voll-
streckungsgericht kann aber, wenn das Gericht dem
Schuldner noch keine Zahlungsfrist, im Urteil (siehe
unter 3) bewilligt hatte, die Vollstreckung in das
Vermögen des Schuldners auf dessen Antrag für
die Dauer von längstens drei Monaten einstellen.
Auch hier muß das Gericht aber, wie bei der
Zahlungsfrist prüfen, ob der Antrag nach den Ver-
hältnissen des Schuldners und nach denen des
Gläubigers gerechtfertigt ist. Auch hier kann
ferner die Einstellung der Vollstreckung nur für einen
Teil der Forderung bewilligt und dem Schuldner
Sicherheitsleistung auferlegt werden. Diese Vor-
schrift gilt also allg'emein für alle Schuldner, ist
also nicht allein auf Kriegsteilnehmer beschränkt.

Dagegen ist die Versteigerung sowohl beweg-
licher körperlicher Sachen als auchvon Grundstücken und
anderen Gegenständen des unbeweglichen Vermögens
„gegen Kriegsteilnehmer“ und gewisse Ange-
hörigen derselben unzulässig. Wer gepfändete be-
wegliche körperliche Sachen versteigern läßt, macht sich
schadenersatzpflichtig, wenn er weiß oder wissen muß,
daß der Schuldner zu den Kriegsteilnehmern gehört.

Die bloße Mobiliarpfändung an sich ist also zu-
lässig, sofern nicht nach den Bestimmungen unter 3



Neuerungen im Zwangsvollstreckungsverfahren. 19

Einstellung der ganzen Vollstreckung erwirkt ist. Die
Versteigerung ist aber grundsätzlich verboten und
bedarf es einer Anordnung des Gerichts über die
Unzulässigkeit der Versteigerung nicht. Denn nach
der amtlichen Begründung zu dem Gesetz vom 4. Au-
gust 1914 wird erfahrungsgemäß bei diesen Ver-
steigerungen ein dem wahren Wert entsprechender
Erlös selten erzielt; dem Schuldner erwächst daher
durch die Versteigerung unter Umständen ein erheb-
licher Schaden, den er bei Aussetzung der Versteige-
rung bis zu seiner Rückkehr noch abwenden kann.
Das Gericht kann aber nach seinem Ermessen bei
Sachen, die verbrauchbar sind, insbesondere also bei
Waren eines Geschäfts, oder die der Gefahr einer
beträchtlichen Wertverringerung ausgesetzt sind, oder
die nur mit unverhältnißmäßig hohen Kosten auf-
bewahrt werden können, die Versteigerung dieser
Sachen und die Hinterlegung des Erlöses oder die
Auszahlung des Erlöses an den Gläubiger anordnen.
In solchen Fällen würde die Hinausschiebung des
Versteigerungstermins durchaus nicht immer dem
Interesse des Schuldners entsprechen.

Ist Gelo beim Schuldner gepfändet, dann kann
es auch ohne Anordnung des Gerichts an den Gläu-
biger abgeführt werden.

Ebenso ist das Verfahren bis zur Versteigerung,
also die Beschlagnahme, sowie auch die Zwangs-

27
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verwaltung von Grundstücken und Gegenständen
des unbeweglichen Vermögens der Kriegsteilnehmer
zulässig, wenn nicht nach den unter 3 aufgefuhrten
Bestimmungen Einstellung erwirkt ist. Ausgeschlossen
ist aber die Versteigerung derselben, da durch die Ver-
steigerung dem Eigentümer häufig die Grundlage seiner
wirtschaftlichen Existenz entzogen werden würde.

Das Verbot der Versteigerung von beweglichen
und unbeweglichen Sachen gegen Kriegsteilnehmer
gilt entsprechend auch dann, wenn die zu versteigern-
den Sachen der Ehefrau des Kriegsteilnehmers ge-
hören und durch die Zwangsvollstreckung die güter-
rechtlichen Rechte des Ehemannes berührt werden.
Wird also auf Grund eines Urteils, durch das die
Frau zur Zahlung, der Mann zur Duldung der
Zwangsvollstreckung verurteilt ist, die Zwangsver-
steigerung eines der Frau gehörenden Grundstücks
angeordnet, so ist, wenn der Mann Kriegsteilnehmer
ist, die Versteigerung des Grundstücks unzulässig.

Das Verbot der Versteigerung findet ferner ent-
sprechende Anwendung, wenn die zu versteigernden
Sachen den Kindern des Kriegsteilnehmers gehören.
Wenn auch dem Vater nicht das Recht zusteht,
auf Grund der elterlichen Nutznießung der Zwangs-
vollstreckung in das Kindesvermögen zu widersprechen,
auch der Ehemann auf Grund des ehelichen Güter-
standes in der Regel keine Einwendungen gegen die
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Zwangsvollstreckung in das Gesamtgut erheben kann,
so erschien es der Gesetzgebung doch nicht angängig,
während der Abwesenheit des zum Kriegsdienst ein-
berufenen Ehemannes oder Vaters der Zwangsvoll=
streckung in das Vermögen der Ehefrau oder der
Kinder freien Lauf zu lassen. Denn wenn auch dem
Vater oder Ehemann Rechtsbehelfe gegen die Zwangs-
vollstreckung in das Vermögen der Ehefrau oder der
Kinder in der Regel nicht zustehen, so ist doch zu
berücksichtigen, daß es ihm, wenn der Kriegedienst
ihn nicht von der Heimat fern hielte, es häufig ge-
lingen würde, die zur Befriedigung der Gläubiger
erforderlichen Mittel zu beschaffen oder die Zwangs-
versteigerung auf andere Weise abzuwenden.

Keine Fürsorge hat das Gesetz vom 4. August
1914, wie dieses bei Ausbruch des Krieges gegen
Frankreich im Jahre 1870 in dem im allgemeinen
zum Anhalt genommenen Gesetz vom 21. Juli 1870
für die Dauer des damaligen Kriegeszustandes ge-
schehen ist, getroffen für diejenigen Fälle, in denen
ein Kriegsteilnehmer an dem Gegenstand der Zwangs-
vollstreckung ein die Veräußerung hinderndes Recht
oder, wie dem Vermieter ein Recht auf vorzugs-
weise Befriedigung aus dem Erlöse zusteht. Das
Gericht wird in solchen Fällen von der Befugnis,
einen Geschäftsführer ohne Auftrag einstweilen zu-
zulassen, Gebrauch machen.
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6. Veränderungen im Konkursverfahren.
Die Konkurseröffnung über das Vermögen eines

Kriegsteilnehmers ist nur auf dessen eigenen Antrag
während des Kriegszustandes zulässig. Ist das Kon-
kursverfahren gegen einen Kriegsteilnehmer schon
eröffnet, so kann auf dessen Antrag das Konkurs-
gericht die Aussetzung des Verfahrens anordnen.

In der Vorschrift, daß auf Antrag eines Gläu-
bigers das Konkursverfahren nicht eröffnet werden
kann, liegt ebenso wie in der Bestimmung über die
Nichtfortsetzung eines anhängigen Konkursverfahrens
ein tief einschneidender Eingriff in die Rechte der
Gläubiger und eine erhebliche Beschränkung deren
Anfechtungsrechte, die unter Umständen große Nach-
teile für die Gläubiger zur Folge haben wird. Aber
andererseits ist die Gesetzgebung von der Erwägung
ausgegangen, daß der Konkurs in die Rechtslage
des Schuldners bei weitem tiefer eingreift als die
Zwangsvollstreckung und daß das Konkursverfahren
mit unbilligen Härten für den Gemeinschuldner ver-
knüpft sein kann, wenn er infolge der Einberufung
zum mobilen Heere verhindert ist, seine Rechte wahr-
zunehmen.

Bei Zahlungsunfähigkeit, die infolge des Krie-
ges, sei es bei einem Kriegsteilnehmer oder Nicht-
kriegsteilnehmer entstanden ist, also in ursächlichem
Zusammenhange mit dem Kriege, auch seinen wirt-
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schaftlichen Wirkungen steht, kann der Schuldner zur
Vermeidung des Konkursverfahrens bei dem Konkurs-
gericht die Anordnung einer Geschäftsaufsicht bean-
tragen. Der Bundesrat ist bei Erlaß seiner Ver-
fügung vom 8. August 1914 davon ausgegangen, daß
eine Liquidation im gegenwärtigen Zeitpunkte, in
welchem solide Geschäftsleute vorübergehend in Zah-
lungsschwierigkeiten geraten können, mit großen Ver-
lusten durchführbar sein und eine außerordentliche
Härte bedeuten würde. Mit dem Antrag ist ein Ver-
zeichnis der Gläubiger mit Angabe ihrer Adressen,
eine Vermögensübersicht mit Angabe der einzelnen
Aktiva und Passiva und, falls der Schuldner Kauf-
mann ist, die letzte Bilanz einzureichen. Weil der
Zweck zunächst nur die Benachrichtigung der Gläu-
biger ist, so bedarf es einer näheren Bezeichnung der
einzelnen Forderungen nach Grund und Höhe nicht.
Dem Antrag wird vom Gericht stattgegeben, wenn
die Behebung der Zahlungsunfähigkeit nach Beendi-
gung des Krieges in Aussicht steht. Das Gericht
bestellt dann eine oder mehrere Personen zur Beauf-
sichtigung und Unterstützung der Geschäftsführung
des Schuldners, die insbesondere dafür zu sorgen
haben, daß das Vermögen den Gläubigern erhalten
bleibt. Die vorhandenen Mittel werden nach näherer
Bestimmung durch die Aufsichtspersonen zur Fort-
führung des Geschäfts und zu einer bescheidenen
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Lebensführung des Schuldners und im übrigen zur
Befriedigung der Gläubiger verwandt. Die Stellung
dieser Aufsichtspersonen entspricht ungefähr derjenigen
des Gläubigerausschusses im Konkurse, nur mit dem
Unterschiede, daß die Aufsichtspersonen in Ermange-
lung einer dem Konkursverwalter entsprechenden Per-
sönlichkeit nach Innen einen Teil der Geschäftsfüh-
rung haben, die Führung des Geschäftes des Schuld-
ners einem Dritten übertragen können und die dem
Schuldner für seinen und seiner Familie bescheidenen
Lebensunterhalt notwendigen Mittel, sowie die Reihen-
folge der Befriedigung der Gläubiger vorbehaltlich
der Entscheidung des Gerichts zu bestimmen haben.

Arreste und Zwangsvollstreckungen sowie die Kon-
kurseröffnung sollen ausgeschlossen sein. Anderseits
ist dem Schuldner untersagt, ohne Zustimmung der
Aufsichtspersonen unentgeltliche Verfügungen, sowie
Verfügungen über Grundstücke und Rechte an Grund-
stücken vorzunehmen, Ansprüche zu befriedigen oder
sicher zu stellen, oder andere, als solche Verbindlich-
keiten einzugehen, die zur Fortführung des Geschäfts
oder zu einer bescheidenen Lebensführung erforderlich
sind. Handelt der Schuldner diesem Verbot zuwider,
so kann das Gericht das Verfahren aufheben und
damit dem Schuldner den Schutz gegen die Konkurs-
eröffnung entziehen. Eine verbotswidrig erfolgte
Leistung ist zwar an sich wirksam, jedoch unbeschadet
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etwaiger Anfechtbarkeit auf Grund des Anfechtungs-
gesetzes oder der Konkursordnung.

Offentliche Bekanntmachungen über die Anordnung
der Aufsicht erfolgen nicht, so daß der Kaufmann
eine Kreditschädigung kaum zu befürchten hat.

Diese Einrichtung ermöglicht es, den reellen Ge-
schäftsmann vor der Vernichtung seiner wirtschaft-
lichen Existenz zu bewahren, ohne daß anderseits die
Gläubiger, denen ja die vorhandenen Befriedigungs-
mittel erhalten bleiben, in Schaden kommen.

Hypothekengläubiger werden von dem Ver-
fahren nicht betroffen; sie können daher die Zwangs-
versteigerung betreiben, auch wenn ihr Schuldner
unter Geschäftsaufsicht gestellt ist. Doch bleibt dem
Schuldner unbenommen, beim Vollstreckungsgericht,
wie unter 3, zu beantragen, daß die Zwangsvoll-
streckung auf die Dauer von längstens drei Monaten
eingestellt werde.

Auch Lohnforderungen, sowie Abgaben-
forderungen der öffentlichen Kassen wer-
den von dem Verfahren nicht betroffen und dürfen
zugunsten dieser von dem Verfahren ausgenomme-
nen Gläubiger Arreste und Zwangsvollstreckungen in
das Vermögen des Schuldners stattfinden.

Die Geschäftsführer, Vorstände und Liquidatoren
von Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf
Aktien, die Gesellschaften mit unbeschränkter Haftung



26 I. Prozeßrechtliche Vorschriften.

und eingetragene Genossenschaften sind nach dem
geltenden Recht unter Anrechnung von Schadenser-
satzverpflichtungen und Strafe verpflichtet, bei Ein-
tritt der Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft oder
Genossenschaft sofort die Eröffnung des Konkurses
zu beantragen. Da diese unbedingte Verpflichtung
bei einer durch die gegenwärtigen kriegerischen Er-
eignisse vorübergehenden Zahlungsschwierigkeit zu un-
nötiger Beunruhigung und zu der Gefahr von Ver-
lusten führen könnte, ist diese gesetzliche Verpflichtung
bis auf weiteres aufgehoben worden.

Da die Konkursverwalter vielfach ins Feld ein-
berufen und dadurch an der Ausübung ihres Amtes
verhindert sind, so ist das Konkursgericht befugt, bei
solcher Verhinderung zum Zwecke der Vertretung
neben dem bisherigen einen andern Konkursverwalter
zu bestellen. Ist ein Gläubigerausschuß wegen Ein-
ziehung der Mehrzahl seiner Mitglieder zum Heere
nicht mehr beschlußfähig, so kann die Gläubigerver-
sammlung durch Zuwahl neuer Mitglieder die Be-
schlußfähigkeit wieder herstellen. Das Konkursgericht
ist in der Lage, zu diesem Zwecke die Gläubigerver-
sammlung unter Ansetzung eines möglichst nahen
Termines zu berufen. Der preußische Justizminister
hat die Amtsgerichte auf ihre Befugnis, den Fort-
gang der schwebenden Konkursverfahren auch wäh-
rend des Krieges in diesen Beziehungen zu fördern,
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hingewiesen und ist anzunehmen, daß auch die Justiz-
minister der übrigen deutschen Staaten diesem Bei-
spiele folgen werden.

II. Verträge.
Im allgemeinen.

Verträge jeder Art bleiben voll gültig. Der Krieg
gilt nicht als höhere Gewalt, durch die der Schuld-
ner berechtigt würde, die Erfüllungen seiner Ver-
pflichtungen zu verweigern. Nur wenn infolge des
Krieges die Leistung unmöglich gemacht wird, dann
wird der Schuldner von der Erfüllung des Vertrages
befreit. Auf einzelne wichtigere Verträge, auf welche
der Krieg unter Umständen von Einfluß ist, soll hier
kurz eingegangen werden.

1. Kaufvertrag.
Die Kaufverträge werden im allgemeinen von dem

Kriege nicht berührt und bleiben bestehen. Für
die Zablung des Kaufpreises gelten aber zunächst
die bezüglich der Zahlungsfristen unter 1 3 angege-
benen Vorschriften. Infolge des Krieges können
aber Umstände eintreten, welche die Leistung un-
möglich machen. Ist z. B. vor der Kriegserklä-
rung, etwa im Juli 1914 ein Kaufvertrag über
bewegliche oder unbewegliche Sachen abgeschlossen
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worden, mit der Bestimmung, daß der Besitz= und
Genußantritt am 1. Oktober 1914 eintreten und
an diesem Tage der Kaufpreis ganz oder teilweise
gezahlt werden soll, der Käufer ist aber zwischen-
zeitlich Kriegsteilnehmer geworden, so wird dem
letzteren nicht zugemutet werden können, den Ver-
trag einzuhalten, da durch die inzwischen erfolgte
Kriegsteilnehmerschaft die Erfüllung des Vertrages
auf Seiten des Käusfers unmöglich geworden ist.
Stirbt der Käufer vor dem 1. Oktober 1914 den Helden-
tod, so wird der Vertrag von dessen Erben und Rechts-
nachfolgern nicht eingehalten zu werden brauchen.
Dieses wird erst recht nicht der Fall sein, wenn es
sich um den Kauf eines Hausgrundstückes handelt,
mit welchem das Recht des Schankwirtschaftsbetriebes
verbunden ist, die Abertragung der Erlaubnis zum
Fortbetrieb des Gewerbes auf den neuen Erwerber
zwar nachgesucht, aber noch nicht erteilt war. Denn
da außer der Beschaffenheit des Lokals auch die
persönliche Befähigung des Konzessionssuchers zu
prüfen ist, so ist durch den Tod des Konzessions-
suchers die Leistung für die Erben zu einer un-
möglichen geworden.

Am meisten betroffen werden die Lieferungsver-
träge. Handelt es sich um einen Gattungskauf,
so entschuldigt der Krieg nicht, weil sich der Ver-
käufer die Gattungsware regelmäßig anderweitig be-
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schaffen kann und muß. In diesem Falle kommt
der Lieferant trotz den in seinen Betrieb tief ein—
schneidenden Verhältnissen, wie Sperrung von Häfen,
Zerstörung von Fabriken u. dgl. in Verzug, wenn
nicht ein entgegenstehender Parteiwillen anzunehmen
ist. Der Verkäufer, der die englischen Stoffe oder
den englischen Stahl, selbst wenn diese Waren in
England hergestellt sein sollten, nicht mehr zu liefern
in der Lage ist, kann sich nicht damit frei machen,
daß er sie jetzt wegen des Krieges nicht mehr be—
kommt. Dagegen entschuldigt der Krieg bei dem
Verkauf einer bestimmten Sache, also z. B. bei
dem Verkauf von Erzeugnissen einer bestimmten
Fabrik. Wenn der Verkäufer sich vor dem Kriegs-
ausbruch verpflichtet hat, französische Schokolade von
Menier nach Deutschland oder Kölnisches Wasser
(Eau de Cologne) Nr. 4711 in Feindesland zu
liefern, so kann er sich darauf berufen, daß ihm die
Lieferung unmöglich sei. Von einem Teurungs-
zuschlage darf aber die Lieferung niemals abhängig
gemacht werden. Erklärt der Verkäufer daß er nur
noch zu erhöhten Preisen verkaufen wolle, so zeigt
er damit, daß er liefern kann, daß die Lieferung
ihm also nicht unmöglich ist. Er kann deshalb auch
zur Erfüllung des einmal geschlossenen Lieferungsver-
trages zu den alten Preisen im Rechtswege an-
gehalten werden.
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Die Nichteinhaltung einer ausbedungenen Lie-
ferungsfrist wird der Ankäufer sich gefallen lassen
müssen und ist der Verkäufer von allem befreit, wenn
er die Ware noch vor dem Ausbruch des Krieges
zur Versendung gebracht hat. Denn durch die In-
anspruchnahme der Eisenbahn für Militärtransporte
wird nach den Bestimmungen des Handelsgesetzbuches
die Lieferungsfrist herausgeschoben und kann sogar
die Beförderung von Gütern verweigert werden.

2. Mietvertrag.
Im allgemeinen beeinflußt der Kriegszustand das

Mietverhältnis nicht. Rechte und Pflichten des Ver-
mieters wie des Mieters bleiben dieselben und muß
der Mieter die Miete weiter zahlen, unbeschadet
seines Anspruches auf Ausstand nach den Bestim-
mungen über Zahlungsfristen unter I 3. Insbe-
sondere gibt der Krieg nicht ein außerordentliches Kün-
digungsrecht. Einquartierung deutscher Soldaten hat
nach dem Kriegsleistungsgesetz auch der Mieter zu
dulden und kann diese Kriegslast nicht auf den Ver-
mieter abwälzen. Wird ihm die Wohnung durch
feindliches Militär entzogen, so liegt eine Nichtge-
währung des vertragsmäßigen Gebrauchs vor, die
zeitweise Befreiung von der Entrichtung des Miet-
zinses oder ein Kündigungsrecht bietet. Im übrigen
sind die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften maß-
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gebend, wonach, wenn im Mietvertrage nichts anderes
bestimmt ist, die Erben des im Kampf fallenden
Mieters, ebenso wie Militärpersonen im Falle ihrer
Versetzung nach einem andern Ort zum zunächst zu-
lässigen Termin mit der gesetzlichen Frist kündigen
können.

3. Dienstvertrag.
Wird der Angestellte einberufen, so wird das

Dienstverhältnis, weil die Erfüllung desselben un-
möglich wird, sofort aufgelöst, und zwar ohne Ent-
schädigungspflicht, auch dann, wenn der Angestellte
freiwillig eintritt. Kehrt der Angestellte schon bald
aus irgend einem Grunde, vielleicht wegen Untaug-
lichkeit zurück, so kann er nicht den Wiedereintritt
verlangen und braucht der Prinzipal das Gehalt
oder Lohn auch nicht für die Zeit bis zum Ablauf
der Kündigungsfrist zu zahlen, wenn man den Tag
des Austritts infolge der Einberufung als Kündi-
gung ansehen wollte.

Reisende können während der Dauer des Krieges
in der Regel ihren Dienst nicht ausüben. Eine Ent-
schädigung, z. B. für entgangenen Gewinn können
sie nicht verlangen. Der fest angestellte Reisende
behält seinen Anspruch auf Gehalt in unverkürzter
Höhe; er ist dagegen zu Dienstleistungen verpflichtet,
die ihm billigerweise zugemutet werden können.
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Versicherungsbeiträge sind während der
Kriegszeit für die Eingezogenen nicht zu leisten. Das
Kriegsleistungsgesetz und das Gesetz vom 4. August
1914 über die Unterstützung der Soldatenangehörigen
haben Fürsorge getroffen; auch werden nach der
Bestimmung der Reichsversicherungsordnung Kriegs-
zeiten als Beitragswochen ohne Zahlung von Bei-
trägen angerechnet.

Wird der Prinzipal zum Kriegsdienst heran-
gezogen, so ist das ohne Einfluß auf das Dienst—
verhältnis wenn das Geschäft fortgesetzt wird und
ein Stellvertreter des Prinzipals vorhanden ist oder
ausdrücklich bestellt wird. Einfache Vollmacht
genügt, Prokuraerteilung ist nicht erforderlich. Ist
die Ehefrau nicht Mitinhaberin des Geschäftes, so
bedarf sie auch nur einer einfachen Vollmacht. Wird
durch die Einberufung des Prinzipals die Fortsetzung
des Geschäfts unmöglich, so liegt ein wichtiger
Grund vor, das Dienstverhältnis ohne Kündigung
zu lösen. Als wichtiger Grund dürfen aber Er-
schwerungen und geringere Verdienstmöglichkeit bei
Weiterführung des Geschäftes nicht angesehen werden.
Nach Schluß des Geschäfts darf von dem Ange-
stellten eine Weiterzahlung des Gehaltes nicht ver-
langt werden, weil das gegen Treu und Glauben
verstoßen würde.

Wird der Prinzipal bald nach Kriegsausbruch als



Dienstvertrag. Versicherungsvertrag. 33

Kriegsteilnehmer entlassen und kehrt zurück, um den
Geschäftsbetrieb wieder aufzunehmen, so kann der
Angestellte nicht die Wiederauflebung des erloschenen
Dienstvertrages verlangen.

4. Versicherungsvertrag.
Bei Lebensversicherung gilt nach § 84 des

Reichsgesetzes über den Versicherungsvertrag der
Kriegsdienst nur dann als Gefahrerhöhung, wenn
dieses ausdrücklich vereinbart ist. Die Bedingungen
der deutschen Versicherungsgesellschaften über die
Tragung des Kriegerisikos sind sehr verschieden.
Bei den Gesellschaften besteht aber überall das Be-
streben, ihren Versicherten nach Möglichkeit zu helfen.
Man gewährt Stundung und Kredit, wo immer
es möglich und angebracht ist. Natürlich kann
die Prämienzahlung nicht erlassen oder allgemein
über die gesetzlichen Fristen hinaus gestundet wer-
den. Das würde selbst die größten und fest-
gegründeten Gesellschaften an die Grenze ihrer
Leistungsfähigkeit bringen. Es liegt daher im eigenen
Interesse des Versicherten, um sich und den Seinigen
den Nutzen der Versicherung zu erhalten, seinen
Prämienverpflichtungen nachzukommen, so lange er
dazu irgend imstande ist.

Bei Feuerversicherungen besteht die Haf--
tung der Gesellschaften auch während des briegzse-

Licht, Die Kriegsgesetze für Laien und Juristen.
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zustandes in vollem Umfange fort. Nur sind nach
§s 84 des vorerwähnten Reichsgesetzes solche Schä-
den von der Versicherung ausgeschlossen, die durch
Maßregeln verursacht werden, welche während des
Kriegszustandes von einem militärischen Befehlshaber
angeordnet sind. Da aber das deutsche Land nun-
mehr vom Feind gesäubert ist, hat diese Ausnahme-
bestimmung keine praktische Bedeutung mehr.
Selbstverständlich steht auch hier der Verbind-
lichkeit der Gesellschaften, den Versicherungsschutz
mit der oben erwähnten Einschränkung zu ge-
währen, die Verpflichtung des Versicherungsnehmers
gegenüber, seine Prämie zu zahlen Die von den
Versicherungsgesellschaften zu tragende Brandgefahr
ist bei den Verhältnissen, wie sie ein Kriegszustand
mit sich bringt, sicher nicht geringer, als wie in ge-
wöhnlichen Zeiten; sie ist eher größer, besonders
weil die Feuerwehren durch Einberufungen größten-
teils geschwächt sind. Es liegt daher im eigenen
Interesse der Versicherungsnehmer, durch fortlaufende
Zahlung der Prämien die Versicherung aufrecht zu
erhalten.

III. Freiwillige Gerichtsbarkeit.
In Betracht kommen das Militär= und Marine-

testament. Durch das Reichsmilitärgesetz vom 2. Mai
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1874 sind Erleichterungen geschaffen für die Kriegs-
zeit und die Zeit eines Belagerungszustandes, in
welcher die Truppen ihren Standort verlassen haben.
Begünstigt werden alle zum aktiven Heere gehörigen,
alle bei dem kriegführenden Heere befindlichen Per-
sonen, die unter dem Militärstrafgesetzbuche stehen,
sowie eigene und fremde Kriegsgefangene und Geiseln.
Weiterhin sind privilegiert die zur Besatzung eines
in Dienst gestellten Schiffes der Kaiserlichen Marine
gehörenden Personen, so lange das Schiff sich außer-
halb eines deutschen Hafens befindet; ebenso die-
jenigen, welche sich als Kriegsgefangene oder Geisel
in der Gewalt des Feindes befinden, sowie endlich
sonstige an Bord genommene Personen. Das Reichs-
militärgesetz stellt drei Formen des Testaments auf:

1. das eigenhändig geschriebene und unterschriebene
Testament. Angabe von Ort und Datum sind dabei
nicht nötig.

2. Unterzeichnung einer von einem Andern ge-
schriebenen Erklärung in Gegenwart von zwei Zeugen
oder eines Offiziers oder eines Auditeurs.

Z. Mündliche Erklärung des letzten Willens in
Gegenwart von zwei Zeugen vor einem Offizier oder
einem Auditeur. Dieser nimmt ein Protokoll auf,
verliest es und unterschreibt es mit den Zeugen.

Als Zeugen sind, entgegen den sonst geltenden
Vorschriften, auch minderjährige Soldaten zulässig.

37
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Diese privilegierten Militär- und Marinetesta—
mente sind freilich nicht dauernd gültig.

Für alle Soldaten im Felde ist auch von Wich-
tigkeit die Zuständigkeit der Kriegsgerichtsräte für
alle nach dem Gesetze über die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit sonst den Amtsgerichten
zustehenden Verrichtungen, also namentlich für Be-
urkundungen und Beglaubigungen.



Anhang.
Als Anhang werden die hauptsächlich in Betracht

kommenden Reichsgesetze vom 4. August 1914 sowie die
daraufhin erlassenen Bekanntmachungen des Bundes-
rates, insoweit diese in der Schrift erwähnt sind, nach
der Reihenfolge ihrer Erlasse im Texte wiedergegeben.

Die am Schlusse abgedruckten beiden Gnadenerlasse
vom 4. August und 1. September 1914 werden nament-
lich für die Strafrechtspraktiker eine nützliche Zu-
gabe sein.

1. Gesetz über die Ermächtigung des Bundesrats
zu wirtschaftlichen Maßnahmen und über die Ver-
längerung der Fristen des Wechsel- und Scheckrechts
im Falle kriegerischer Ereignisse. Vom 4. Aug. 1914.

(RGBl. 1914 S. 327.)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser,
König von Preußen 2c.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zu—
stimmung des Bundesrats und des Reichstags, was
folgt:

81.
Wird in Veranlassung kriegerischer Ereignisse die recht-

zeitige Vornahme einer Handlung, deren es zur Aus-
übung oder Erhaltung des Wechselrechts oder des Re-
greßrechts aus dem Scheck bedarf, durch höhere Gewalt
verhindert, so verlängern sich die für die Vornahme der
Handlung vorgeschriebenen Fristen um so viel als er-
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forderlich ist, um nach Wegfall des Hindernisses die
Handlung vorzunehmen, mindestens aber bis zum Ab

von sechs Werktagen nach dem Wegfall des Hinder-
nisses.

Als Verhinderung durch höhere Gewalt gilt es ins-
besondere,

1. wenn der Ort, wo die Handlung vorgenommen
werden muß, von dem Feinde besetzt ist; es sei
denn, daß sie bei Anwendung der im Verkehr
erforderlichen Sorgfalt trotzdem bewirkt werdenann;

2. wenn die zwecks Herbeiführung der Handlung
zu benutzende Postverbindung derart unterbrochen
ist, daß ein geregelter Postverkehr nicht mehr
besteht.

82.
Unbeschadet der Vorschrift des § 1 können die dort

bezeichneten Fristen im Falle kriegerischer Ereignisse durch
Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundes-
rats für das gesamte Reichsgebiet oder für Teile des
Reichsgebiets um einen bestimmten Zeitraum verlängert
werden. Z

Diese Vorschrift findet auf die Schutzgebiete mit der
Maßgabe Anwendung, daß es der Zustimmung des
Bundesrats nicht bedarf.

8 3.

Der Bundesrat wird ermächtigt, während der Zeit
des Krieges diejenigen gesetzlichen Maßnahmen anzu-
ordnen, welche sich zur Abhilfe wirtschaftlicher Schädi-
gungen als notwendig erweisen.

Diese Maßnahmen sind dem Reichstag bei seinem
nächsten Zusammentritt zur Kenntnis zu bringen und
auf sein Verlangen aufzuheben.
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84.
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.

Der Zeitpunkt, in dem das Gesetz außer Kraft tritt,
wird durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des
Bundesrats bestimmt.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unter-
schrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel.

Gegeben Berlin im Schloß, den 4. August 1914.
(L. S.) Wilhelm.

Delbrück.

2. Gesetz, betreffend den Schutz der infolge des
Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten

Personen. Vom 4. August 1914.
(RGMBl. S. 328.)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser,
König von Preußen 2c.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zu-
simung des Bundesrats und des Reichstags, wasolgt:

§ 1.
Für den gegenwärtigen Kriegszustand gelten die inden §§ 2 bis 10 enthaltenen Vorschriften.

82.
In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, welche bei den

ordentlichen Gerichten anhängig sind oder anhängig
werden, wird das Verfahren unterbrochen:

1. wenn eine Partei vermöge ihres Dienstverhält-
nisses, Amtes oder Berufs zu den mobilen oder
gegen den Feind verwendeten Teilen der Land-
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oder Seemacht oder zu der Besatzung einer
armierten oder in der Armierung begriffenen
Festung gehört;

2. wenn eine Partei dienstlich aus Anlaß der Kriegs-
führung des Reichs sich im Ausland aufhält;

3. wenn eine Partei als Kriegsgefangener oder
Geisel sich in der Gewalt des Feindes befindet.

Die vorstehende Bestimmung findet auch Anwendung
auf die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, welche bei den
auf Grund des Gewerbegerichtsgesetzes (Reichs-Gesetzbl.
1901 S. 353) zur Entscheidung gewerblicher Streitig-
keiten berufenen Gerichten und den auf Grund des
Gesetzes vom 6. Juli 1904 (Reichs-Gesetzbl. S. 266)
errichteten Kaufmannsgerichten anhängig sind oder an-
hängig werden.

83.
Eine Unterbrechung des Verfahrens tritt nicht ein:

1. wenn die im 82 bezeichnete Partei einen persön—
lichen Sicherheitsarrest erwirkt hat, insoweit es
sich um die Entscheidung handelt, ob der Arrest
aufrechtzuerhalten oder aufzuheben sei;

2. wenn die Partei durch einen Prozeßbevollmächtigten
vertreten ist oder einen anderen zur Wahrnehmung
ihrer Rechte berufenen Vertreter hat.

In den unter Nr. 2 bezeichneten Fällen hat das
Prozeßgericht auf Antrag des Vertreters die Aussetzung
des Verfahrens anzuordnen.

84.
Die Unterbrechung oder Aussetzung des Verfahrens

hört auf:
1. mit der Beendigung des Kriegszustandes:
2. vor diesem Zeitpunkt mit der Aufnahme des Ver-

fahrens durch die im § 2 bezeichnete Partei (Zivil-
prozeßordnung § 250).
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Erfolgt die Aufnahme durch die Partei nicht bis zum
Ablauf eines Monats seit der Beendigung des nach
§2 maßgebenden Verhältnisses, so kann die Partei zur
Aufnahme und zugleich zur Verhandlung der Hauptsache
geladen werden. Erscheint sie in dem Termine nicht
und wird der Ablauf der für die Aufnahme festgesetzten
Frist glaubhaft gemacht, so ist auf Antrag die Be-
endigung des nach § 2 maßgebenden Verhältnisses als
zugestanden anzunehmen und zur Hauptsache zu ver-
handeln.

85.
Die Zwangsvollstreckung gegen die im § 2 bezeichneten

Personen wegen privatrechtlicher und öffentlich-rechtlicher
Geldforderungen unterliegt folgenden Beschränkungen:

1. Die Versteigerung und die anderweite Verwer-
tung beweglicher körperlicher Sachen ist unzulässig.
Die Vollstreckungsbehörde kann jedoch auf Antrag
oder von Amts wegen anordnen, daß eine ver-
brauchbare Sache oder eine Sache, die der Gefahr
einer beträchtlichen Wertsverringerung ausgesetzt
ist oder deren Aufbewahrung unverhältnismäßige
Kosten verursachen würde, versteigert und der
Erlös hinterlegt oder zur Befriedigung des Gläu-
bigers an diesen abgeführt werde.

Die Ablieferung von gepfändetem Gelde an
den Gläubiger wird hierdurch nicht ausgeschlossen.

2. Die Versteigerung von Gegenständen, welche der
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Ver-
mögen unterliegen, ist unzulässig.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch An-
wendung auf Zwangsvollstreckungen in das Vermögen

er Ehefrauen und Kinder der im § 2 bezeichneten
Personen, insoweit die Zwangsvollstreckung die Ver-
mögensrechte berührt, die dem Ehemann auf Grund
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des ehelichen Güterrechts oder die den Eltern auf Grund
der elterlichen Gewalt zustehen.

86.
Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das

Vermögen der im 82 bezeichneten Personen ist nur auf
deren Antrag zulässig.

Ist das Konkursverfahren über das Vermögen einer
solchen Person eröffnet, so kann das Konkursgericht
auf den Antrag des Gemeinschuldners die Aussetzung
des Verfahrens anordnen.

Die Aussetzung hört auf:
1. mit der Beendigung des Kriegszustandes;
2. vor diesem Zeitpunkt mit einem die Fortsetzung

des Verfahrens anordnenden Beschlusse des Ge-
richts. Der Beschluß erfolgt auf den Antrag
des Gemeinschuldners oder nach Anhörung des-
selben auf den Antrag des Verwalters oder eines
Konkursgläubigers. Die Fortsetzung des Ver-
fahrens ist anzuordnen, wenn sie vom Gemein-
schuldner oder nach Ablauf der im § 4 Abs. 2
festgesetzten Frist vom Verwalter oder von einem
Konkursgläubiger beantragt wird.

Der die Aussetzung und der die Fortsetzung des
Verfahrens anordnende Beschluß sowie der Grund der
Anordnung sind öffentlich bekanntzumachen.

87.
Die Eröffnung und die Fortsetzung eines Konkurs-,

Aufgebots= oder Verteilungsverfahrens sowie die An-
ordnung und die Fortsetzung einer Zwangsversteigerung
oder Zwangsverwaltung von Gegenständen des un-
beweglichen Vermögens wird, unbeschadet der Vor-
schriften in den §§ 5, 6, durch die Beteiligung der im
82 bezeichneten Person als Gläubiger oder anderweit
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Berechtigte nicht berührt. Es gelten jedoch hierbei
folgende Bestimmungen:

1. Ist gegen diese Personen ein Versäumnis= oder

4

ein Ausschlußurteil ergangen oder sind sie infolge
ihrer Abwesenheit sonstwie als säumig behandelt
oder mit ihren Rechten ausgeschlossen worden,
so können sie binnen sechs Monaten nach Beendi-
gung des Kriegszustandes oder des nach § 2
maßgebenden Verhältnisses, soweit es in dem Ver-
fahren noch möglich ist, die versäumten Hand-
lungen nachholen und ihre Ansprüche geltend
machen oder, soweit dies nicht mehr möglich ist,
von demjenigen, zu dessen Gunsten die Rechts-
änderung eingetreten ist, die Herausgabe des er-
langten Vorteils nach den Vorschriften über die
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung
verlangen.

Ist ein Recht von einer der im § 2 bezeichneten
Personen angemeldet oder ist anzunehmen, daß
ein solches ihr zusteht, so wird ihr dasselbe in
der betreffenden Entscheidung oder Verfügung
ausdrücklich vorbehalten.
Ergibt sich bei einer vorzunehmenden Verteilung,
daß eine solche Person eine bei der Verteilung
zu berücksichtigende Forderung angemeldet hat
oder daß eine derartige Forderung ihr mutmaß-
lich zusteht, so muß bei der Verteilung so ver-
fahren werden, als wenn die Forderung und das
für sie in Anspruch genommene oder anscheinend
begründete Vorrecht endgültig festgestellt wäre.
Die auf die Forderung fallenden Beträge sind
zu hinterlegen.

Ergibt sich bei der Zwangsversteigerung eines
Gegenstandes des unbeweglichen Vermögens nach
Beendigung der Versteigerung, daß eine der im
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§ 2 bezeichneten Personen wegen einer Forderung,
für welche die Zwangsversteigerung betrieben wird
oder der Gegenstand der Zwangsversteigerung
dinglich haftet oder die ein Recht auf Befriedi-
digung aus dem Grundstück gewährt oder wegen
einer Grundschuld oder einer Rentenschuld durch
das Meistgebot nicht gedeckt wird, so kann der
Zuschlag versagt und ein neuer Versteigerungs-
termin bestimmt werden, sofern die Umstände die
Annahme begründen, daß ein höheres, zur gänz=
lichen oder teilweisen Befriedigung genügendes
Gebot erfolgen werde.

4. Die Bestimmungen unter Ziffer 1 bis 3 gelten nicht
zugunsten derjenigen Personen, welche einen zur
Wahrnehmung ihrer Rechte berufenen Vertreter
haben.

§ 8.
Die Verjährung ist gehemmt zugunsten der im § 2

bezeichneten Personen und ihrer Gegner bis zur Beendi-
gung des Kriegszustandes oder des nach § 2 maßgeben-
den Verhältnisses.

Das gleiche gilt von den gesetzlich für die Beschreitung
des Rechtswegs vorgeschriebenen Ausschlußfristen sowie
von den Fristen, auf welche die Vorschriften des § 203
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ganz oder teilweise ent-
sprechende Anwendung finden.

8 9. ãu

Die Bestimmungen dieses Gesetzes, mit Ausnahme
der in den 88 5, 6enthaltenen Vorschriften, finden
entsprechende Anwendung auf diejenigen natürlichen
Personen, welche durch eine in § 2 bezeichnete Person
gurblih vertreten werden, sofern sie nicht prozeßfähigind.
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Soll eine solche Person verklagt oder soll der Rechts—
streit gegen sie fortgesetzt werden, so kann ihr der Vor-
sitzende des Prozeßgerichts, falls mit dem Verzuge Ge-
fahr verbunden ist, auf Antrag einen besonderen Ver-
treter bestellen. Ist der Rechtsstreit bei der Bestellung
des besonderen Vertreters bereits anhängig, so endet
mit der Bestellung desselben die Unterbrechung des Ver-
fahrens. Der besondere Vertreter ist zu dem Antrag
auf Aussetzung des Verfahrens nicht befugt.

8 10.
Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Unter—

brechung und die Aussetzung des Verfahrens finden,
sofern nicht das Landesrecht etwas anderes bestimmt,
auch auf die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten Anwendung,
welche bei den im § 14 des Gerichtsverfassungsgesetzes
zugelassenen besonderen Gerichten anhängig sind oder
anhängig werden. Die Landesregierungen sind befugt,
ergänzende und abweichende Anordnungen im Verord—
nungswege zu erlassen.

8 11.
Der Zeitpunkt, mit welchem der Kriegszustand als be—

endet anzusehen ist, wird durch Kaiserliche Verordnung
bestimmt.

 12.

Dieses Gesetz tritt mit der Verkündigung in Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unter-

schrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel.
Gegeben Berlin im Schloß, den 4. August 1914.

(L. S.) Wilhelm.
Delbrück.
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3. Bekanntmachung, betreffend Verlängerung des
Wechsel= und Scheckverkehrs. Vom 6. August 1914.

(RGBl. S. .,7.)

Auf Grund von § 3 des Gesetzes über die Ermäch-
tigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen Maßnahmen
und über die Verlängerung der Fristen des Wechsel-
und Scheckrechts im Falle kriegerischer Ereignisse vom
4. August 1914 (RGl. S. 327) hat der Bundesrat
die folgenden Anordnungen getroffen:

 o1.
Die Fristen für die Vornahme einer Handlung, deren

es zur Ausübung oder Erhaltung des Wechselrechts
oder des Regreßrechts aus dem Scheck bedarf, werden
bis auf weiteres, soweit sie nicht am 31. Juli 1914
abgelaufen waren, um 30 Tage verlängert.

82.
Diese Vorschrift tritt mit dem Tage der Verkündigung

in Kraft.
Berlin, den 6. August 1914.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Delbrück.

4. Bekanntmachung, betreffend Anderung der Post-
ordnung vom 20. März 1900. Vom 6. Augnst 1914.

« (RGBl. S. 359.)

Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Post-
wesen vom 28. Oktober 1871 (RGl. S. 347) und des§ 3 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Erleichterung

des Wechselprotestes vom 30. Mai 1908 (RBl. S. 321)
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wird die Postordnung vom 20. März 1900 für die
Dauer der Geltung des § 1 der Bekanntmachung vom
heutigen Tage über die Verlängerung der Wechsel-
protestfrist, wie folgt, geändert.

1. Im § 18 „Postaufträge zur Einziehung von Geld-
beträgen usw.“ erhält der letzte Satz des Abs. VI folgende
Fassun-:

Wünscht der Auftraggeber, daß die Weiter-
sendung an eine zur Aufnahme des Wechselpro-
testes befugte Person geschieht, so genügt der Ver-
merk „Sofort zum Protest ohne Rücksicht auf die
verlängerte Protestfrist" auf der Rückseite des
Postauftragsformulars, ohne daß es der nament-
lichen Bezeichnung einer solchen Person bedarf.

Im Abs. XVIII wird dementsprechend der Vermerk
„Sofort zum Protest“ ersetzt durch den Vermerk „So-
fort zum Protest ohne Rücksicht auf die verlängerte Pro-
testfrist.“

2. Im § 18a „Postprotest“ erhält der 2. Satz des
zweiten Abs. unter V folgende Fassung:

Erfolgt die Einlösung ach bis zu diesem Zeit-punkte nicht, so wird der Wechsel mit dem Post-
auftrag am zweiunddreißigsten Werktage nach dem
Zahlungstage des Wechsels nochmals zur Zahlung
vorgezeigt.

3. Vorstehende Anderungen treten sofort in Kraft.
Berlin, den 6. August 1914.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Kraettke.
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5. Bekanntmachung, betr. Aenderung der Postord=
nung vom 20. März 1900. Vom 30. Angust 1914.

(NGl. S. 391.)
Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Post-

wesen vom 28. Oktober 1871 (Reichs-Gesetzbl. S. 347)
und des § 3 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Er-
leichterung des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908
(Reichs-Gesetzbl. S. 321) wird die Postordnung vom
20. März 1900 für die Dauer der Geltung des § 2
der Bekanntmachung des Bundesrats vom 29. August
1914 (Reichs-Gesetzbl. S. 387), betreffend weitere Ver-
längerung der Fristen des Wechsel= und Scheckrechts,
wie folgt geändert:

1. Im § 18a „Postprotest“ ist am Schlusse des
zweiten Absatzes unter v nachzutragen:

Bei Postprotestaufträgen mit Wechseln, die in
Elsaß-Lothringen, in der Provinz Ostpreußen
oder in Westpreußen in den Kreisen Marienburg,
Elbing Stadt und Land, Stuhm, Marienwerder,
Rosenberg. Graudenz Stadt und Land, Löbau,
Culm, Briesen, Strasburg, Thorn Stadt und
Land zahlbar sind, erfolgt die abermalige Vor-
zeigung erst am zweiundsechzigsten Werktage nach
dem Zahlungstage des Wechsels.

2. Vorstehende Aenderung tritt fofort in Kraft.
Berlin, den 30. August 1914.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Kraetke.
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6. Bekanntmachung über die gerichtliche Bewilli-
gung von Zahlungsfristen. Vom 7. August 1914.

(RGBl. S. 359.)

Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft-
lichen Maßnahmen und über die Verlängerung der
Fristen des Wechsel= und Scheckrechts im Falle kriege-
rischer Ereignisse vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl.
S. 327) folgende Verordnung erlassen:

§ 1.
In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die bei den ordent-

lichen Gerichten anhängig sind oder anhängig werden,
kann das Prozeßgericht auf Antrag des Beklagten eine
mit der Verkündung des Urteils beginnende Zahlungs-
frist von längstens drei Monaten in dem Urteile be-
stimmen. Die Bestimmung ist zulässig, wenn die Lage
des Beklagten sie rechtfertigt und die Zahlungsfrist dem
Kläger nicht einen unverhältnismäßigen Nachteil bringt.
Sie kann für den Gesamtbetrag oder einen Teilbetrag
der Forderung erfolgen und von der Leistung einer nach
freiem Ermessen des Gerichts zu bestimmenden Sicher-
heit abhängig gemacht werden.

Der Antrag ist nur zulässig, wenn Gegenstand des
Rechtsstreits eine vor dem 31. Juli 1914 entstandene
Geldforderung ist. Die tatsächlichen Behauptungen, die
den Antrag begründen, sind glaubhaft zu machen.
Der Zinsenlauf wird durch die Bestimmung der
Zahlungsfrist nicht berührt.

8 2.
Der Schuldner ist befugt, unter Anerkennung der

Forderung des Gläubigers diesen vor das Amtsgericht,
vor dem der Gläubiger seinen allgemeinen Gerichtsstand
hat, zur Verhandlung über die Bestimmung einer Zah—

Licht, Die Kriegsgesetze für Laien und Juristen. 4
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lungsfrist zu laden. In dem auf Antrag des Gläubigers
zu erlassenden Anerkenntnisurteil ist zugleich über die
Bestimmung einer Zahlungsfrist zu erkennen. Die Vor-
schriften des § 1 sind entsprechend anzuwenden.

§ 3.
Das Vollstreckungsgericht kann die Vollstreckung in

das Vermögen des Schuldners auf dessen Antrag für
die Dauer von längstens drei Monaten einstellen. Die
Frist beginnt mit der Bekanntmachung des Beschlusses
an den Schuldner. Die Vorschriften des § 1 Abs. 1
Satz 2, 3, Abs. 2 sind entsprechend anzuwenden.

Ist eine Zahlungsfrist bereits nach den §§ 1, 2 be-
stimmt worden, so findet § 3 Abs. 1 keine Anwendung.

* 4.
Wird ein Rechtsstreit durch einen vor Gericht ab-

geschlossenen oder dem Gerichte mitgeteilten Vergleich
erledigt, so werden die Gerichtsgebühren nur zur Hälfte
erhoben; übersteigt der Streitgegenstand nicht einhundert
Mark, so werden Gerichtsgebühren nicht erhoben.

Das gleiche gilt, wenn ein Anerkenntnisurteil nach
§ 2 ergeht.

85.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün-

dung in Kraft.
Berlin, den 7. August 1914.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Delbrück.
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7. Bekanntmachung über die Geltendmachung von
Ansprüchen von Personen, die im Ausland ihren

Wohnsitz haben. Vom 7. August 1914.
(RGBl. S. 360.)

Der Bundesrat hat auf Grund des 83 des Gesetzes
vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S. 327) über die
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen Maß-
nahmen und über die Verlängerung der Fristen des
Wechsel= und Scheckrechts im Falle kriegerischer Ereig-
nisse folgende Verordnung erlassen:

81.
Personen, die im Ausland ihren Wohni haben,sowie juristische Personen, die im Ausland ihren Sitz

haben, können vermögensrechtliche Ansprüche, die vor
dem 31. Juli 1914 entstanden sind, bis zum 31. Oktober
1914 vor inländischen Gerichten nicht geltend machen.
Ist ein Anspruch vor dem Inkrafttreten dieser Vorschrift
bereits rechtshängig geworden, so wird das Verfahren
bis zum 31. Oktober 1914 unterbrochen.

Der Reichskanzler ist ermächtigt, Ausnahmen von
diesen Vorschriften zuzulassen. Er kann aus Gründen
der Vergeltung die Vorschriften auf Angehörige und
juristische Personen eines ausländischen Staates ohne
Rücksicht auf den Wohnsitz oder Sitz für anwendbar
erklären.

5 2.
Die Vorschriften des § 1 Abs. 1 finden keine An-

wendung auf Ansprüche, die im Betriebe der von den
dort bezeichneten physischen oder juristischen Personen
im Inland unterhaltenen gewerblichen Niederlassungen
entstanden sind.

Der Reichskanzler ist ermächtigt, aus Gründen der
Vergeltung die Vorschriften auf Ansprüche der im Abs. 1
bezeichneten :auszudehnen.

4—
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83.
Die in den 8§5 1, 2 vorgesehene Beschränkung in der

Geltendmachung von Ansprüchen, mit Einschluß der
Unterbrechung des Verfahrens, gilt auch für die Rechts-
nachfolger der von der Beschränkung betroffenen Per-
sonen, sofern nicht die Ansprüche vor dem 31. Juli 1914
auf sie übergegangen sind.

§4.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft.
Berlin, den 7. August 1914.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Delbrück.

8. Bekanntmachung, betreffend die Verlängerung
der Fristen für wechsel= und scheckrechtliche Hand-

lungen. Vom 7. August 1914.
(&amp;GBl. S. 361.)

Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft-
lichen Maßnahmen und über die Verlängerung der
Fristen des Wechsel= und Scheckrechts im Falle kriege-
rischer Ereignisse vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl.
S. 327) beschlossen, daß die im § 1 Abs. 1 des ge-
nannten Gesetzes getroffene Vorschrift auch dann für
anwendbar zu erachten ist, wenn die rechtzeitige Vor-
nahme einer Handlung, deren es zur Ausübung oder
Erhaltung der Rechte aus einem Wechsel oder einem
Scheck bedarf, durch eine im Ausland erlassene gesetzliche
Vorschrift verhindert wird.

Berlin, den 7. August 1914.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

Delbrück.
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9. Bekanntmachung, betreffend die Anordnung
einer Geschäftsaufsicht zur Abwendung des Konkurs-

verfahrens. Vom 8. August 1914.
(RGBl. S. 863.)

Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft-
lichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-
Gesetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlassen:

81.
Wer infolge des Krieges zahlungsunfähig geworden

ist, kann bei dem für die Eröffnung des Konkursver—
fahrens zuständigen Gerichte die Anordnung einer Ge—
schäftsaufsicht zur Abwendung des Konkursverfahrens
beantragen.

82.
Der Schuldner hat mit dem Antrag ein Verzeichnis

der Gläubiger unter Angabe ihrer Adressen, eine Ueber—
sicht des Vermögensstandes in Form einer Gegenüber—
stellung der einzeln aufzuführenden Aktiven und Pas—
siven und, sofern er Kaufmann ist, auch die letzte Bilanz
einzureichen.

83.
Dem Antrag ist stattzugeben, wenn die Behebung

der Zahlungsunfähigkeit nach Beendigung des Krieges
in Aussicht genommen werden kann.

Das Gericht entscheidet über den Antrag nach freiem
Ermessen.

84.
Wird dem Antrag stattgegeben, so bestellt das Gericht

eine oder mehrere Personen zur Beaufsichtigung der
Geschäftsführung des Schuldners und teilt den Gläu—
bigern die Anordnung der Geschäftsaufsicht und die
Aufsichtspersonen mit.
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5 72, §73 Abs. 1, 2 und § 75 der Konkursordnung
gelten entsprechend. Oeffentliche Bekanntmachungen
finden nicht statt.

85.
Während der Dauer der Geschäftsaufsicht darf das

Konkursverfahren über das Vermögen des Schuldners
nicht eröffnet werden. Arreste und Zwangsvollstreckungen
in das Vermögen des Schuldners finden nur zugunsten
der Gläubiger statt, die vom Verfahren nicht betroffen
werden (§ 9).

§ 6.
Die Aufsichtspersonen haben die Geschäftsführung

des Schuldners zu unterstützen und zu überwachen. Zu
diesem Zwecke können sie die erforderlichen Maßnahmen
treffen, insbesondere die Geschäftsführung ganz oder
teilweise einer anderen Person übertragen. Widerspricht
der Schuldner, so hat das Gericht das Erforderliche
anzuordnen.

Für die Aufsichtspersonen gelten die §§ 81 Abst. 2,
82, 83, 84 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 der Konkursord-
nung entsprechend.

Die Aufsichtspersonen haben gegen den Schuldner
Anspruch auf Erstattung angemessener barer Auslagen
und auf Vergütung für ihre Geschäftsführung. Die
Festsetzung der Auslagen und der Vergütung erfolgt
durch das Gericht.

§ 7.
Der Schuldner ist verpflichtet, jeder Aufsichtsperson

Einsicht in seine Geschäftsbücher und sonstigen Auf-
zeichnungen zu gewähren und Auskunkt über den Stand
seines Vermögens und über seine Geschäfte zu geben.

Der Schuldner soll ohne Zustimmung der Aufsichts-
personen weder unentgeltliche Verfügungen oder Ver-
fügungen über Grundstücke und Rechte an Grundstücken



IV. Anhang. 55

vornehmen, noch Ansprüche befriedigen oder sicherstellen,
noch auch andere als solche Verbindlichkeiten eingehen,
die zur Fortführung des Geschäfts oder zu einer be—
scheidenen Lebensführung des Schuldners und seiner
Familie erforderlich sind.

88.
Die vorhandenen Mittel sind, soweit sie nicht zur

Fortführung des Geschäfts und zu einer bescheidenen
Lebensführung des Schuldners und seiner Familie er-
forderlich sind, zur Befriedigung der Gläubiger zu ver-
wenden; Umfang und Reihenfolge der Befriedigung
bestimmen die Aufsichtspersonen nach billigem Ermessen.
In Streitfällen entscheidet das Gericht.

§ 9.
Von dem Verfahren werden nicht betroffen:

1. die Gläubiger, deren Ansprüche auf Rechtshand-
lungen des Schuldners beruhen, die dieser nach
der Anordnung der Geschäftsaufsicht mit Zu-
stimmung der Aufsichtspersonen vorgenommen
hat oder ohne solche Zustimmung vornehmen durfte:
die Gläubiger, denen nach § 43 der Konkurs-
ordnung im Falle des Konkurses ein Anspruch
auf Aussonderung zusteht;

3. die Gläubiger, soweit sie im Falle des Konkurses
abgesonderte Befriedigung beanspruchen können:

4. die im § 61 Ziffer 1 und 2 der Konkursordnung
bezeichneten Gläubiger wegen der dort angegebenen
Forderungen, auch soweit sie nach der Anordnung
der Geschäftsaufsicht fällig werden.

8 10.
Handelt der Schuldner seinen Verpflichtungen zuwider

oder liegen sonstige wichtige Gründe vor, so kann das
Gericht das Verfahren aufheben.
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8 11.
Die Entscheidungen des Gerichts sind unanfechtbar.

§ 12.
Das Verfahren ist gebührenfrei: auf die Auslagen

finden die Vorschriften des fünften und sechsten Ab-
schnitts des Gerichtskostengesetzes entsprechende An-
wendung. Pauschsätze werden nicht erhoben.

13.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün-

dung in Kraft.
Berlin, den 8. August 1914.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Delbrück.

10. Bekanntmachung, betreffend die zeitweilige
Außerkraftsetzung einzelner Vorschriften des Han-

delsgesetzbuches usw. Vom 8. August 1914.
(RGBl. S. 365.)

Der Bundesrat hat auf Grund des 83 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft-
lichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-
Gesetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlassen.

E 1.
Die nachstehenden Vorschriften werden, soweit sie die

Verpflichtung, bei Zahlungsunfähigkeit einer Gesellschaft
oder einer Genossenschaft die Eröffnung des Konkurs-
verfahrens zu beantragen, sowie das Verbot von Zah-
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lungen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit betreffen,
bis auf weiteres außer Kraft gesetzt:

1. die Vorschriften des § 240 Abs. 2, des § 241
Abs. 3, 4, des § 249 Abs. 3, des § 298 Abst. 2,
des § 315, des § 325 Nr. 8 des Handelsgesetz-uchs;

2. die Vorschriften der §§ 64, 71, 84 des Gesetzes,
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung;

3. die Vorschriften der §§ 99, 118, 142, 148 des
Gesetzes, betreffend die Erwerbs= und Wirtschafts-
genossenschaften.

82.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün—

dung in Kraft.
Berlin, den 8. August 1914.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Delbrück.

11. Bekanntmachung über die Fälligkeit im Aus-
land ausgestellter Wechsel. Vom 10. August 1914.

(RG#Bl. S. 368.)

Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft-
lichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 (RGl.
S. 327) folgende Verordnung erlassen:

81.
Die Fälligkeit aller Wechsel, die im Ausland vor

dem 31. Juli 1914 ausgestellt worden und im Inland
zahlbar sind, wird, falls sie nicht schon am 31. Juli 1914
verfallen waren, um drei Monate hinausgeschoben.
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Eine Verpflichtung zur Entrichtung des weiteren
Wechselstempels nach § 3 Abs. 2 des Wechselstempel-
gesetzes wird durch diese Hinausschiebung der Fälligkeit
nicht begründet.

8 2.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün—

dung in Kraft.
Berlin, den 10. August 1914.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Delbrück.

12. Bekanntmachung, betreffend Auslandswechsel.
Vom 12. August 1914.

(AGBl. S. 369.)

Der Bundesrat hat auf Grund des 83 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft-
lichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 (RGl.
S. 327) folgende Verordnung erlassen:

81.
Bei Wechseln, deren Fälligkeit durch die Verordnung

über die Fälligkeit im Ausland ausgestellter Wechsel
vom 10. August 1914 (RGBl. S. 368) um drei Mo—
nate hinausgeschoben ist, erhöht sich die Wechselsumme
um sechs Prozent jährlicher Zinsen für drei Monate.

82.
Für die im § 1 bezeichneten Wechsel bleibt bei An-

wendung der Vorschriften des § 13 Nr. 2 und des § 17
des Bankgesetzes die durch die Verordnung vom 10. Au-
gust 1914 angeordnete Hinausschiebung der Fälligkeit
außer Betracht.
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83.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün-

dung in Kraft.
Berlin, den 12. August 1914.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Delbrück.

13. Bekanntmachung über die Folgen der nicht
rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung. Vom

18. August 1914.
(RGBl. S. 377.)

Der Bundesrat hat auf Grund des 83 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaft-
lichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 (RGl.
S. 327) folgende Verordnung erlassen:

81.
In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die bei den ordent-

lichen Gerichten anhängig sind oder anhängig werden,
kann das Prozeßgericht — unbeschadet der Befugnis,
gemäß der Bekanntmachung vom 7. August 1914 (RGBl.
S. 359) Zahlungsfristen zu bewilligen — auf Antrag
des Schuldners im Urteil anordnen, daß die besonderen
Rechtsfolgen, die wegen der Nichtzahlung oder der nicht
rechtzeitigen Zahlung einer vor dem 31. Juli 1914 ent-
standenen Geldforderung nach Gesetz oder Vertrag ein-
getreten sind oder eintreten (Verpflichtung zur Räu-
mung wegen Nichtzahlung des Mietzinses, Fälligkeit
des Kapitals wegen Nichtzahlung von Zinsen usw.),
als nicht eingetreten gelten; das Gericht kann auch an-
ordnen, daß die Folgen nur unter einer Bedingung,
insbesondere erst nach dem fruchtlosen Ablauf einer auf
höchstens drei Monate zu bemessenden Frist, eintreten.
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Die Anordnungen sind unzulässig, wenn die Rechts-
folgen am 31. Juli 1914 bereits eingetreten waren.

Die Vorschriften des § 1 Abs. 1 Satz 2, 3, Abs. 2
Satz 2 sowie die Vorschriften des § 2 der Bekannt-
machung vom 7. August 1914 (Rl. S. 359) gelten

entsprechend. 82
Die Kosten des Prozesses können der obsiegenden

Partei ganz= oder teilweise auferlegt werden, wenn sie
auf Grund einer gemäß § 1 getroffenen Anordnung
obsiegt.

83.
Hat der Gläubiger für seine Forderung einen voll-

streckbaren Titel, so kann der Schuldner den Antrag,
die Rechtsfolgen der Nichtzahlung oder der nicht recht—
zeitigen Zahlung zu beseitigen (§ 1), durch Einwendung
gegen die Zulässigkeit der Vollstreckungsklausel (§ 732
der Zivilprozeßordnung) geltend machen. Diese Bestim-
mung findet keine Anwendung, wenn bereits eine An-
ordnung nach § 1 getroffen worden ist.

8 4.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündi—

gung in Kraft.
Berlin, den 18. August 1914.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Delbrück.

14. Bekanntmachung, betreffend weitere Verlänge-
rung der Frist des Wechsel- und Scheckrechts.

Vom 29. Angust 1914.
§5 1.

An Stelle der in § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen Maß-
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nahmen usw. vom 4. August 1914 festgesetzten Frist
von sechs Werktagen tritt eine Frist von zwei Wochen.

§ 2.
Die Fristen für die Vornahme einer Handlung, deren

es zur Ausübung oder Erhaltung des Wechselrechts
oder des Regreßrechts aus dem Scheck bedarf, werden,
soweit sie nicht am 31. Juli abgelaufen waren, für
solche Wechsel oder Schecks, die in Elsaß-Lothringen, in
der preußischen Provinz Ostpreußen oder in West-
preußen in den Kreisen Marienburg, Elbing Stadt und
Land, Stuhm, Marienwerder, Rosenberg, Graudenz
Stadt und Land, Löbau, Kulm, Briesen, Strasburg,
Thorn Stadt und Land zahlbar sind, im Anschluß an
die in der Bekanntmachung vom 6. August 1914 vor-
gesehene Verlängerung um weitere 30 Tage verlängert.

Die in der Bekanntmachung vom 6. August 1914
und im §82 vorgesehene Fristverlängerung findet keine
Anwendung auf die Frist, innerhalb deren nach den
gesetzlichen Vorschriften der Regreßpflichtige von der
Nichtzahlung des Wechsels oder Schecks zu benach-
richtigen ist.

84.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün—

dung in Kraft.

15. Allerhöchster Gnadenerlaß. Vom 4. August 1914.
(Reichsanzeiger vom 4. Aug. 1914.)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen
usw. wollen angesichts der opferwilligen Vaterlandsliebe,
die das gesamte Volk in dem uns aufgedrängten Kriege
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beweist, allen denjenigen Personen, welche bis zum heu—
tigen Tage 1. wegen Beleidigung des Landesherrn oder
eines Bundesfürsten (5 94 bis 101 RStrGB.), wegen
feindlicher Handlungen gegen befreundete Staaten im
Sinne der §§ 103 bis 104 RStrGB., wegen Ver-
brechen und Vergehen — in Beziehung auf die Aus-
übung staatsbürgerlicher Rechte (§ 105 bis 109 RStrG.),
wegen Widerstands gegen die Staatsgewalt (5 110
bis 122 RStr GB.), wegen Vergehen und Verbrechen
wider die öffentliche Ordnung im Sinne des § 153 der
Gewerbeordnung, wegen einer mittels der Presse be-
gangenen oder in dem Gesetz über die Presse vom
7. Mai 1874 (REBl. S. 55) oder in dem Vereins-
gesetz vom 19. April 1908 (RGBl. S. 151) unter
Strafe gestellten strafbaren Handlung zu einer Geld-
strafe, zu einer Haftstrafe, zu einer Festungsstrafe bis
zu zwei Jahren einschließlich, oder zu einer Gefängnis-
strafe bis zu zwei Jahren einschließlich, oder 2. wegen
Diebstahls oder Unterschlagung (§242 bis 248 a RStr G.,
§ 138 MilStr G.), wegen Betrugs im Sinne des
§ 264, Ziffer 1 RStrEB., wegen strafbaren Eigen-
nutzes im Sinne der §§ 288, 289 RStr G., wegen
Entwendung im Sinne des § 370, Ziffer 5 RStr.
oder wegen einer in dem Gesetz betreffend den Forst-
diebstahl vom 15. April 1878, Gesetzsammlung S. 222
unter Strafe gestellten strafbaren Handlung zu einer
Geldstrafe, zu einer Haftstrafe, zu einer Arrest-
strafe oder zu einer Gefängnisstrafe bis zu drei Mo-
naten einschließlich von unsern Gerichten rechtskräftig
verurteilt worden sind, diese Strafen, soweit sie noch
nicht vollstreckt sind, in Gnaden hierdurch einschließlich
der noch rückständigen Kosten erlassen, ihnen auch die
etwa aberkannten bürgerlichen Ehrenrechte wieder ver-
leihen. Ist wegen einer und derselben Handlung zu-

leich auf Grund einer nicht unter #56en Erlaß fal-
enden Vorschrift auf Strafe erkannt, #t diese Strafe



IV. Anhang. 63

erlassen, wenn sie aus dem unter diesen Erlaß fallen-
den Gesetze festgesetzt ist. Ist in einem Erkenntnis auch
wegen einer anderen strafbaren Handlung auf Strafe
erkannt, so ist die wegen der unter den gegenwärtigen
Erlaß fallenden Handlung eingesetzte Strafe in voller
Höhe erlassen. Ist wegen derselben Tat Geldstrafe
neben Freiheitsstrafe erkannt, so ist die Geldstrafe nur
dann erlassen, wenn' die Freiheitsstrafe unter diesen
Erlaß fällt. Auf die Strafen, die von einem der mit
andern Bundesstaaten gemeinschaftlichen Gerichte er-
kannt sind, findet dieser Erlaß Anwendung, sofern nach
den mit den beteiligten Regierungen getroffenen Verein-
barungen die Ausübung des Begnadigungsrechtes in
dem betreffenden Falle uns zusteht. Unser Staats-

ministerium hat für die schleuntge Bekanntmachung undAusführung dieses Erlasses Sorge zu tragen.
Berlin, im Schloß, den 4. August 1914.

16. Allerhöchster Erlaß über Begnadigung der
wegen Wehrpflichtverletzung usw. Verurteilten vom

1. September 1914.
(Reichsanzeiger vom 1. Sept.)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von
Preußen usw.

wollen allen Personen, die sich bis zum heutigen Tage
der Verletzung der Wehrpflicht (§ 140 RSteB.) oder
der unerlaubten Auswanderung (8360 Ziffer 3 RStrG.)
schuldig gemacht haben, soweit uns das Begnadigungs-
recht zusteht, den Erlaß der verwirkten Geldstrafe, Frei-
heitsstrafen und Kosten in Aussicht stellen, wenn sie
während des gegenwärtigen Krieges unverzüglich, jedoch
spätestens innerhalb dreier Monate, vom heutigen Tage
an gerechnet, i#- Deutschen Reich, in einem deutschen
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Schutzgebiet oder auf einem Schiffe der Kaiserlichen
Marine sich zum Dienst stellen und ihr Wohlverhalten
während ihrer Abwesenheit glaubhaft nachweisen. Aus-
geschlossen davon bleiben diejenigen, die erstens ihr
45. Lebensjahr vollendet, zweitens die deutsche Reichs-
angehörigkeit verloren haben und Staatsangehörige eines
ausländischen Staates sind, drittens als dienstunfähig
befunden werden, sofern sie wegen ihres körperlichen
Zustandes ihre derzeitige Dienstfähigkeit nicht annehmen
konnten. Ich beauftrage Sie, für die uchleunige Be-kanntmachung und Ausführung dieses Erlasses Sorge
zu tragen.

Großes Hauptquartier, 29. August 1914.

Anmerkung. Der Straferlaß betrifft folgende im § 140
und § 360 Ziffer 3 des RStr#B. aufgeführte Fälle:

1. Wehrpflichtige, welche in der Absicht, sich dem Eintritt
in den Dienst des stehenden Heeres oder der Flotte
zu entziehen, ohne Erlaubnis entweder das Bundes-
gebiet verlassen, oder nach erreichtem militärpflichtigen
Alter sich außerhalb des Bundesgebiets aufhalten.

Offiziere oder im Offizierrang stehende Arzte des Be-
urlaubtenstandes, welche ohne Erlaubnis auswandern.

3. Wehrpflichtige, welche nach öffentlicher Bekanntmachung
einer vom Kaiser für die Zeit eines Krieges oder Kriegs-
gefahr erlassenen besonderen Anordnung in Widerspruch
mit derselben auswandern.

4. (nach § 360 Ziffer 3) beurlaubte Reservisten oder
Wehrmänner der Land= oder Seewehr, die ohne Er-
laubnis auswandern, und Ersatzreservisten erster Klasse,
die auswandern, ohne von ihrer bevorstehenden Aus-
wanderung der Militärbehörde Anzeige erstattet zu
haben.

i*#2
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W. Kohlhammer, Verlagsbuchhandlung, Stuttgart

In unserem Verlage erschien:

Kulturfragen der Gegenwart.
Beiträge zur geistig-sittlichen Kenutnis

unserer Zeit.
Von Dr. Erust Schultze.

Preis 3 Mark.

Das schön gedruckte und würdig ausgestattete Buch verdient
die weiteste Verbreitung. In klarer Sprache weist der bekannte
Verfasser auf die Schäden unserer Zeit hin, unterzieht sie einer
objektiven Kritik und nimmt energisch Stellung zu der Frage, wie
sie zu beseitigen sein möchten. Es sind hochaktuelle Fragen, die
da angeschnitten werden, womit das Interesse des Lesers von der
ersten bis zur setzten Seite des Buches aufs höchste gefesselt wird,
derart, daß man das Buch sofort wieder lesen, die darin empfan-
genen Belehrungen und Anregungen mit Eifer in die nutzliche
Tat umsetzen und jedem Freunde wünschen möchte, auch er möge
dieses vortreffliche Buch kennen lernen, auch er möge sich den
hohen Genuß von dessen Lektüre verschaffen: auch er möge auf-
gefordert werden, an der Lösung unserer „Kulturfragen der Gegen-
wart“ mitzuhelfen. Hamburger Logenblatt, Oktober 1913.

Zu beziehen durch jede Buchhandlung.
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